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(3) Die Ausgabe der Zuweisungen in Form von Kalt­
verpflegung ist nicht gestattet.

§ 3
(1) Für die Herstellung der Mahlzeit sind je Essen­

teilnehmer Mindestens 1 l Kessel- bzw. Bratraum in 
entsprechender Differenzierung bereitzustellen. Dar­
unter ist jedoch nicht die Menge der Essenportionen 
zu verstehen.

(2) Bei Fehlen eigener Küchenkapazitäten kann die 
Herstellung der warmen Mahlzeit auf Vertragsbasis ge­
werblichen Küchenbetrieben übertragen werden. Es ist 
anzustreben, die Werkküchen von Patenbetrieben hier­
für zu gewinnen. § 4

(1) Die Schulspeisung gemäß § 1 dieser Anordnung 
erhalten

a) in den allgemeinbildenden Schulen und Horten 
der Schulklubs:

schulpflichtige Kinder berufstätiger Mütter, 
alle Kinder in den Horten der Schulklubs, 
Kinder von Eltern mit mindestens drei grund­
schulpflichtigen oder noch nicht schulpflichtigen 
Kindern, soweit ein soziales Bedürfnis vorliegt, 
Schüler, die infolge Schichtunterricht über 
15 Uhr hinaus am Unterricht teilnehmen, 
Fahrschüler, die auf Grund einer längeren An­
fahrtszeit nicht regelmäßig eine warme Mittags­
mahlzeit zu Hause einnehmen können, 
schulpflichtige Kinder von Eltern, die aus öffent­
lichen Mitteln Unterstützung erhalten (Fürsorge­
empfänger), sowie Kinder von Rentnern, denen 
der Kinderzuschlag zur Rente gezahlt wird, 
alle Schüler und Kinder in Internaten der all­
gemeinbildenden Schulen sowie in Normal- und 
Spezialkinderheimen,
alle Schüler von Jugend- und Kindersportschulen. 

Die Entscheidung über die Zulassung zur Schul­
speisung, die Gewährung von Preisermäßigungen 
und die Entwicklung der örtlichen Initiative zur 
Senkung der Herstellungskosten sind Aufgabe des 
Leiters der Schule in Zusammenarbeit mit dem 
Elternbeirat und dem Leiter des Schulklubs.

b) In den Berufsschulen:
Berufsschüler berufstätiger Mütter und Fahr­
schüler der allgemeinen, gewerblichen, kauf­
männischen und landwirtschaftlichen Berufs­
schulen, die auf Grund einer längeren An­
fahrtszeit nicht regelmäßig eine warme Mittags­
mahlzeit zu Hause oder im Betrieb einnehmen 
können.

Die Entscheidung über die Zulassung zur Schul­
speisung und die Entwicklung der örtlichen 
Initiative zur Senkung der Herstellungskosten 
sind Aufgabe des Leiters der Schule in Zusam­
menarbeit mit dem Rat für Unterricht und Er­
ziehung.

c) In staatlichen Einrichtungen der Vorschulerzie­
hung:

alle Kinder.
Über die Gewährung von Ermäßigungen und die 
Festlegung der Herstellungskosten entscheidet die 
Leiterin der Einrichtung in Zusammenarbeit mit 
dem Elternaktiv.

d) In sonstigen Einrichtungen der Vorschulerziehung:
Kinder werktätiger Mütter auf Antrag.

Die Entscheidung hierüber trifft der Rat der Ge­
meinde.

(2) Die Schulspeisung für die Kinder der Vorschul­
erziehung wird in den Einrichtungen der Vorschul­
erziehung ausgegeben.

(3) a) Lehrer, Erzieher und technisches Personal der
allgemeinbildenden Schulen, der Horte der 
Schulklubs, der Berufsschulen (außer Betriebs­
berufsschulen), der Einrichtungen der außer­
schulischen Erziehung und der staatlichen Vor­
schulerziehung sowie der Normal- und Spezial­
kinderheime und der Internate der allgemein- 
bildenden Schulen sind berechtigt, an der 
Schulspeisung teilzunehmen, 

b) Wo Landlehrern die Teilnahme an der Schul­
speisung nicht möglich ist, kann die Teilnahme 
am Werkküchenessen einer MTS genehmigt 
werden.

§ 5
(1) Die gesamte Schulspeisung ist so zu organisieren, 

daß die Lehrer und Erzieher weitgehend entlastet 
werden. Zur ehrenamtlichen Mitarbeit sind der Eltern­
beirat und die demokratischen Organisationen zu ge­
winnen.

(2) Die Schulspeisung ist in der Regel mittags zu 
verausgaben. Die Ausgabe der Schulspeisung hat so zu 
erfolgen, daß keine Unterrichtsstörungen eintreten.

§ 6
(1) Lehrer, Erzieher und technisches Personal, die 

an der Schulspeisung teilnehmen, zahlen außer den 
Naturalkosten die anteiligen Kosten für das Küchen­
personal, mindestens jedoch 0,10 DM dafür je Portion.

(2) Für die übrigen Teilnehmer an der Schulspeisung 
aus den staatlichen Einrichtungen (Kinder und Jugend­
liche) wird auf die Herstellungskosten ein Zuschuß von 
0,10 DM je Portion aus Mitteln des Staatshaushalts 
gewährt. Die 0,10 DM übersteigenden Herstellungs­
kosten ergeben hierbei zusammen mit den Natural- 
kcsten den Abgabepreis je Portion. Dieser Zuschuß 
kann auch gewährt werden, wenn es sich um staat­
liche Einweisungen von Kindern in nichtstaatliche 
Einrichtungen handelt. In den staatlichen Einrichtun­
gen der Vorschulerziehung verbleibt er vorläufig bei 
der bisherigen örtlichen Regelung des Abgabepreises.

(3) Instandsetzungen und notwendige Ersatz- und 
Neubeschaffungen für Einrichtungsgegenstände (außer 
Verbrauchsmaterial) werden, soweit sie zur Sicher­
stellung der Schulspeisung erforderlich sind (z. B. An­
schaffungen von Kesseln, Küchen- und Transport­
geräten), aus Mitteln des Staatshaushalts finanziert. 
Diese Ausgaben sind deshalb in den Abgabepreis nicht 
einzurechnen.

§ 7
(1) Für die kostenlose Abgabe der Schulspeisung 

werden je Bezirk, gerechnet von der Zahl der gemäß 
§ 4 dieser Anordnung teilnahmeberechtigten Schüler 
und Kinder 15°/o Freiportionen gewährt. Die Herstel­
lungskosten für die Freiportionen trägt der Staats­
haushalt..

(2) Die Aufschlüsselung der Zahl der Freiportionen 
auf die Kreise, Gemeinden und Einrichtungen hat 
differenziert entsprechend den örtlichen Verhältnissen 
zu erfolgen.

(3) Im Rahmen der sfch für die zugewiesene Zahl 
der Freiportionen ergebenden Abgabepreis-Summe 
können an Stelle der kostenlosen Abgabe Preisermäßi­
gungen gewährt werden. Die Entscheidung hierüber 
treffen die einzelnen Einrichtungen selbst.

(4) Kostenlose Schulspeisung ist vor allem Kindern 
von Eltern zu gewähren, die aus öffentlichen Mitteln


